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Studie für den REGI-Ausschuss − 
EU-Instrumente zur Bewältigung von  
Naturkatastrophen 

Diese Studie enthält eine Analyse und Bewertung 
der EU-Instrumente zur Reaktion auf 
Naturkatastrophen. Besonderes Augenmerk gilt 
dem Solidaritätsfonds der Europäischen Union 
und den potenziellen Synergien und 
Überschneidungen mit anderen EU-
Instrumenten wie der Soforthilfereserve, dem 
EU-Katastrophenschutzverfahren und der 
Kohäsionspolitik. Auch die jüngsten Änderungen 

WICHTIGSTE ERKENNTNISSE 

• Naturkatastrophen haben zunehmend tiefgreifende Auswirkungen auf den öffentlichen 
und den privaten Sektor und insbesondere auf die am stärksten gefährdeten 
Bevölkerungsgruppen. 

• Die Europäische Union hat mehrere Rahmenwerke und Leitlinien zur Förderung der 
Katastrophenresistenz und zur Abschwächung der Auswirkungen des Klimawandels 
eingeführt. 

• Zu den speziellen Instrumenten und Mechanismen der EU zur Reaktion auf 
Naturkatastrophen gehören beispielsweise das Katastrophenschutzverfahrender Union 
, die Soforthilfereserve) sowie der Solidaritätsfonds der Europäischen Union (EUSF). 

• Aufgrund der COVID-19-Pandemie wurde der Anwendungsbereich des EU-
Solidaritätsfonds auf die Deckung von Verlusten infolge größerer Notfälle im Bereich der 
öffentlichen Gesundheit erweitert. 

• Im Jahr 2021 wurden der EUSF und die Soforthilfereserve in der Solidaritäts- und 
Soforthilfereserve zusammengelegt, um Mittel für Naturkatastrophen, große Notfälle im 
Bereich der öffentlichen Gesundheit und unvorhergesehene Ereignisse bereitzustellen.  

Das vorliegende Dokument ist die Zusammenfassung der Studie über EU-Instrumente zur 
Reaktion auf Naturkatastrophen. Die vollständige Studie ist in englischer Sprache unter 
folgendem Link abrufbar: http://bit.ly/3Fu81Xv 

http://bit.ly/3Fu81Xv
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am EUSF, einschließlich der Ausweitung auf Notfälle im Bereich der öffentlichen Gesundheit, sowie 
die Änderungen im Zusammenhang mit dem Programmplanungszeitraum 2021–2027 werden 
untersucht. Auf der Grundlage dieser Bewertung werden politische Empfehlungen formuliert. 

Die Zahl der Naturkatastrophen und die damit verbundenen Verluste haben in Europa im Laufe der 
Zeit zugenommen. Solche Katastrophen können tiefgreifende Auswirkungen sowohl auf den 
öffentlichen als auch auf den privaten Sektor und insbesondere auf die am stärksten gefährdeten 
Bevölkerungsgruppen haben. Darüber hinaus können Naturkatastrophen auch hohe 
Opportunitätskosten verursachen, einschließlich der Kürzung geplanter Ausgaben für 
Entwicklungsprojekte oder einer Verschlechterung der Haushaltslage und Verschuldung eines 
Landes. Die Verbesserung der Widerstandsfähigkeit gegenüber Katastrophen kann die 
Abschwächung dieser Auswirkungen unterstützen. Resilienz kann als mehrdimensional verstanden 
werden und umfasst physische, soziale, finanzielle, menschliche und natürliche Komponenten, die 
sich gegenseitig ergänzen können. Die Erhöhung der Widerstandsfähigkeit kann in Form von 
strukturellen Maßnahmen (z. B. bauliche Maßnahmen wie Dämme zum Schutz vor 
Überschwemmungen oder erdbebensichere Häuser) und nicht-strukturellen Maßnahmen (z. B. 
Frühwarnsysteme oder Aufklärung über Risiken) erfolgen. Die Europäische Union verfügt über 
spezielle Instrumente und Mechanismen, um auf Naturkatastrophen zu reagieren und die 
Widerstandsfähigkeit zu verbessern. Dazu gehören das Katastrophenschutzverfahren der Union , 
die Soforthilfereserve, der Solidaritätsfonds der Europäischen Union (EUSF) sowie die 
Kohäsionspolitik. 

Die Soforthilfereserve und der EUSF gehören zu den so genannten Sonderinstrumenten, die die 
Flexibilität des EU-Haushalts gewährleisten und die es der EU ermöglichen, die notwendigen Mittel 
zu mobilisieren, um auf unvorhergesehene Ereignisse zu reagieren. Da diese Instrumente 
zusätzliche finanzielle Unterstützung in Anspruch nehmen können, liegen sie oberhalb der 
Ausgabenobergrenzen des langfristigen Haushalts. Allerdings dürfen die für die 
Flexibilitätsinstrumente reservierten Beträge die Obergrenze der Eigenmittel nicht überschreiten. 
Im jüngsten langfristigen Haushaltsplan der EU – dem mehrjährigen Finanzrahmen (MFR) 2021–
2027 – wurde eine wichtige Änderung an den bestehenden Instrumenten im Zusammenhang mit 
der Katastrophenhilfe vorgenommen, nämlich die Zusammenlegung des EUSF und der 
Soforthilfereserve in die neue Solidaritäts- und Soforthilfereserve. Diese Studie untersucht die Vor- 
und Nachteile dieser Änderung sowie die Änderungen, die 2020 vorgenommen wurden, um den 
EUSF auf die Deckung von Verlusten auszudehnen, die durch größere Notfälle im Bereich der 
öffentlichen Gesundheit wie die COVID-19-Pandemie entstanden sind. Weitere Fragen werden im 
Zusammenhang mit anderen Instrumenten wie dem Katastrophenschutzverfahren der Union und 
der Kohäsionspolitik behandelt.  

Ausweitung des Anwendungsbereichs des EUSF auf Notfälle im Bereich 
der öffentlichen Gesundheit 

Aufgrund der COVID-19-Pandemie und als Teil des koordinierten EU-Pakets zur Reaktion darauf 
wurde der Anwendungsbereich des Solidaritätsfonds der Europäischen Union durch eine 
Änderungsverordnung erweitert, die am 1. April 2020 angenommen wurde. Die Beiträge des EUSF 
zur Unterstützung von Staaten bei der Bewältigung von Notfällen im Bereich der öffentlichen 
Gesundheit haben sich seit 2020 auf rund 530 Mio. EUR summiert. Wir haben festgestellt, dass 
angesichts der COVID-19-Pandemie und der hohen Auszahlungen, die den EUSF erheblich 
erschöpften, der Bedarf an Unterstützung aus dem EUSF im Falle einer Naturkatastrophe aufgrund 
des Rückgangs der Steuermittel infolge der COVID-19-Pandemie viel höher sein würde. Gleichzeitig 
wären die verfügbaren Mittel aus dem EUSF deutlich geringer. Wir kommen daher zu dem Schluss, 
dass die Unterstützung von Naturkatastrophen und großflächigen Notfällen im Bereich der 
öffentlichen Gesundheit aus demselben Fonds dem Konzept der Solidarität diametral 
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entgegensteht, da beide untrennbar miteinander verbunden sind. Tritt eine gesundheitliche 
Notlage ein, werden Mittel aus dem EUSF abgerufen, während gleichzeitig der Bedarf an Hilfe aus 
dem EUSF in den von einer Katastrophe betroffenen Ländern steigt. Gleichzeitig steigt das Risiko, 
dass der EUSF aufgrund der begrenzten Verfügbarkeit von Mitteln nicht in der Lage sein wird, die 
entsprechende Hilfe zu leisten (und umgekehrt). In Bezug auf die Kapitalausstattung des EUSF 
haben wir gezeigt, dass die bisherige Leistung des EUSF nicht auf eine angemessene 
Kapitalausstattung hindeutet und dass mehrere plausible Szenarien vergangener Wetterereignisse 
in den EU-Regionen in äußerster Randlage den EUSF stark unter Druck setzen könnten. Daher wäre 
eine erhebliche Änderung der Kapitalisierung des EUSF erforderlich, um Auszahlungen für Gefahren 
in den Regionen in äußerster Randlage und für Gefahren, die gleichzeitig in Kontinentaleuropa 
auftreten, wie z. B. Überschwemmungen, zu bewältigen. 

Zusammenlegung des EUSF und der Soforthilfereserve im Rahmen des 
neuen MFR 2021–2027 zur Schaffung der Solidaritäts- und 
Soforthilfereserve 

Im Rahmen des neuen MFR 2021–2027 ist die Solidaritäts- und Soforthilfereserve sowohl für die 
ehemalige EUSF-Deckung als auch für die Verpflichtungen der Soforthilfereservezuständig. Wie 
unsere Studie zeigt, ist die neue Aufteilung des Fonds nun sehr kompliziert, es fehlt an Flexibilität 
und es besteht die Gefahr, dass angesichts der großen Ereignisse der vergangenen Jahre die 
notwendigen Mittel nicht zur Verfügung stehen. Wir kommen zu dem Schluss, dass die 
Zusammenlegung des EUSF und der Soforthilfereservein die Solidaritäts- und Soforthilfereserve die 
Ungewissheit möglicher Kapitalunterdeckungen für den EUSF erheblich erhöht und es praktisch 
unmöglich macht, einen angemessenen Finanzierungsbedarf für die Solidarität im Falle aktueller 
und künftiger Naturkatastrophen zu bestimmen. Dies bringt uns zu einer der wichtigsten 
Erkenntnisse der Studie: Das Risiko von Verlusten aufgrund von Naturkatastrophen ist messbar. Dies 
gilt nicht für Katastrophen größeren Ausmaßes im Bereich der öffentlichen Gesundheit und für 
Notfälle, wie sie in der Soforthilfereserve festgelegt sind. 

Genauer gesagt sind Eventualverbindlichkeiten aufgrund von Naturkatastrophen und schweren 
Notfällen im Bereich der öffentlichen Gesundheit sowie Notfälle, die unter die Soforthilfereserve 
fallen, von unterschiedlicher Natur, auch was die Bewertung der potenziellen Kosten betrifft. Daher 
sollten sie nicht mit demselben Instrument verwaltet werden. Wir argumentieren, dass 
insbesondere im Fall von Naturkatastrophen ein ungenutztes Potenzial besteht, diese 
Eventualverbindlichkeiten in direkte Verpflichtungen umzuwandeln, die dann in die 
Haushaltspraxis der EU aufgenommen werden können. Naturkatastrophen sind zwar von Natur aus 
zufällig, können aber mit probabilistischen Ansätzen eingeschätzt werden, und die Verluste lassen 
sich in der erforderlichen Präzision quantifizieren. Wäre dies nicht der Fall, gäbe es keine Form der 
Versicherung für das Risiko von Naturkatastrophen. Im Gegensatz zu Naturkatastrophen ist die 
Bewertung von Risiken im Zusammenhang mit Notfällen im Bereich der öffentlichen Gesundheit 
wie der COVID-19-Pandemie von ganz anderer Natur, insbesondere im Hinblick auf die Möglichkeit 
einer detaillierten probabilistischen Bewertung. Im Vergleich zu Naturkatastrophen sind solche groß 
angelegten Notfälle im Bereich der öffentlichen Gesundheit oder Notfälle im Sinne der 
Europäischen Agentur für Wiederaufbau schwieriger zu quantifizieren und können als 
unvorhersehbarer angesehen werden (zumindest aus einer quantitativen Risikoperspektive). Sie 
sollten daher mit Hilfe eines flexiblen Budgets oder von Instrumenten wie den speziellen 
Instrumenten entsprechend behandelt werden. 
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Politische Empfehlungen und Verknüpfung mit anderen EU-
Instrumenten und -Mechanismen 

Auf der Grundlage unserer Analyse empfehlen wir, den EUSF von der Abdeckung großflächiger 
Notfälle im Bereich der öffentlichen Gesundheit und von Notfällen, die unter die Soforthilfereserve 
fallen, zu trennen. Darüber hinaus empfehlen wir die Einrichtung eines neuen 
Flexibilitätsinstruments zur Abdeckung von Notfällen im Bereich der öffentlichen Gesundheit sowie 
von Notfällen im Rahmen der Soforthilfereserve, da diese unvorhersehbar sind und daher einen 
flexibleren Ansatz erfordern. Angesichts der Messbarkeit des Risikos von Verlusten aufgrund von 
Naturkatastrophen empfehlen wir außerdem, den EUSF in den MFR zu integrieren, um ihn 
deutlicher mit den Bemühungen zur Risikominderung zu verknüpfen und Erfolge greifbarer zu 
machen. Da fortschrittliche Risikobewertungsansätze für Gefahren in Europa zur Verfügung stehen, 
wird außerdem empfohlen, die Höhe der Kapitalisierung auf der Grundlage des Risikos zu schätzen, 
dem der EUSF jetzt und in Zukunft ausgesetzt ist. Für den Fall, dass keine Änderungen an der 
Solidaritäts- und Soforthilfereserve vorgenommen werden, empfehlen wir, die Regeln für die 
Mittelzuweisung und die Auszahlung der Solidaritäts- und Soforthilfereserve durch 
Änderungsdokumente weiter zu präzisieren. Insbesondere regen wir an, die Flexibilität der 
Solidaritäts- und Soforthilfereserve zu verbessern, indem die Rückzahlung von Überziehungen 
durch Jahresüberschüsse ermöglicht wird. Wir schlagen außerdem vor, im Rahmen des 
Katastrophenschutzverfahrens der Union und der Kohäsionspolitik Programme zur 
Risikominderung und Sensibilisierung durchzuführen, die mit dem EUSF verknüpft werden können. 
Die Verbindung zwischen dem EUSF und möglichen anderen Instrumenten zur Verringerung des 
Katastrophenrisikos kann durch verschiedene kohäsionspolitische Investitionen hergestellt werden, 
insbesondere durch die Verringerung des Risikos und den Aufbau eines besseren Rückhalts, der den 
künftigen Bedarf an dem EUSF verringern könnte. 

 
 

Weitere Informationen 
Diese Zusammenfassung ist in den folgenden Sprachen verfügbar: Englisch, Französisch, Deutsch, 
Italienisch und Spanisch. Die Studie – in englischer Sprache – und die Zusammenfassungen können 
abgerufen werden unter: https://bit.ly/3Fu81Xv 

Weitere Informationen über Studien der Fachabteilung für den REGI-Ausschuss sind abrufbar unter: 
https://research4committees.blog/regi/ 
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